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Landkreis: Heilbronn 
Gemeinde: Untereisesheim 
Gemarkung: Untereisesheim 

Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13a 
BauGB und örtliche Bauvorschriften 

„Brunnenstr. 55, 1. Änderung“ 

Maßstab 1 : 500        ENTWURF 

Auszug aus dem Liegenschaftskataster gefertigt und zum Bebauungsplan ausgearbeitet. 

Projektnummer: 3 2022 0610 

 

Untergruppenbach, den 15.09.2022  

Verfahrenshinweise für den Bebauungsplan und die örtlichen Bauvorschriften 
(§ 74 LBO) 

Aufstellungs- und Auslegungsbeschluss (§ 2 (1), (§ 3 (2), § 13a BauGB) am ......................  

Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses und 

     der Auslegung (§ 2 (1), (§ 3 (2) BauGB) am ......................  

Öffentliche Auslegung (§ 3 (2) BauGB)                               vom ................... bis ......................  

Satzungsbeschluss des Bebauungsplans (§ 10 (1) BauGB) und 
der örtlichen Bauvorschriften (§ 74 (1) i. V. mit § 74 (7) LBO) am ………………. 

 

Ausgefertigt:       Untereisesheim, den ..................  

 

 

Christian Tretow, Bürgermeister 

Ortsübliche Bekanntmachung des Bebauungsplans und der örtlichen 
Bauvorschriften und In-Kraft-Treten (§ 10 (3) BauGB) am ......................  

 

Zur Beurkundung: 

 
 

Christian Tretow, Bürgermeister 
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Textteil für den Bebauungsplan und die örtlichen Bauvorschriften 

Rechtsgrundlagen: §§ 2, 9, 10 und 13a des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1353) und § 4 Gemeindeordnung für Baden-Würt-
temberg in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Juli 2000 (GBl. S. 582, ber. S. 698), 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 02. Dezember 2020 (GBl. S. 1095) in Verbindung 
mit § 74 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 5. März 
2010 (GBl. S. 357), mehrfach geändert durch Gesetz vom 18. Juli 2019 (GBl. S. 313). Es gilt 
die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Novem-
ber 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 
(BGBl. I S. 1802). 
 
Aufhebungen und Änderungen: Sämtliche innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs 
bisher bestehenden örtlichen planungs- und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen sowie 
frühere örtliche baupolizeiliche Vorschriften werden aufgehoben. 

Festsetzungen: In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt:  

1. Bebauungsplan „Brunnenstr. 55, 1. Änderung“ 

 Planungsrechtliche Festsetzungen 

1.1  Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 1 – 15 BauNVO)  

Allgemeines Wohngebiet (WA) - § 4 BauNVO. Die Ausnahmen nach § 4 (3) BauNVO werden 
gemäß § 1 (6) BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplans. 

1.2  Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 16 - 21a BauNVO) 

Siehe Einschrieb im Plan. 

a) Grundflächenzahl (GRZ) (§ 19 BauNVO) 

Mit wasserdurchlässigem Material befestigte Flächen sind bei der Ermittlung der zulässigen 
Grundfläche nicht mitzurechnen (§ 19 (4) Satz 3 BauNVO). 

b) Höhe baulicher Anlagen 

Die maximale Höhe des Schnittpunktes der Außenwand mit der Dachhaut (TH) ist im zeich-
nerischen Teil des Bebauungsplanes als Normalnullhöhe festgesetzt und muss auf mindes-
tens 2/3 der Gebäudelänge eingehalten werden. 

Die Firsthöhe ist im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes als Normalnullhöhe (NN) 
festgesetzt. Sie ist Höchstgrenze, Abweichungen nach unten sind zulässig. 

1.3  Höhenlage baulicher Anlagen (§ 9 (3) BauGB, §§ 16 u. 18 BauNVO) 

Die Höhenlage baulicher Anlagen ist durch die Festsetzung der Erdgeschossfußbodenhöhe – 
EFH (= Rohfußbodenhöhe) der Hauptgebäude in Normalnullhöhe nach oben begrenzt. Unter-
schreitungen sind bis max. 0,5m zulässig. 

1.4  Stellung der baulichen Anlagen (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB) 

Längsachsen der Gebäude parallel zu den Richtungspfeilen im Plan. 

1.5  Bauweise (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 

Offen, zugelassen sind nur Einzelhäuser  ( ). 

1.6  Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 (1) Nr. 6 BauGB) 

Die zulässige Zahl der Wohnungen ist begrenzt auf zwei Wohnungen im Einzelhaus. 
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1.7  Abgrenzung von Straßenflächen (§ 9 (1) Nr. 26 und § 126 (1) BauGB) 

Verkehrszeichen und die Haltevorrichtungen für Straßenbeleuchtung einschließlich Zubehör 
und erforderliche Leitungen sind bis zu 0,5 m hinter den öffentlichen Verkehrsflächen im Bau-
grundstück ohne Entschädigung zu dulden. 

Zur Herstellung des Straßenkörpers sind in den an öffentliche Verkehrsflächen angrenzenden 
Grundstücken unterirdische Stützbauwerke entlang der Grundstücksgrenzen auf einer Breite 
von ca. 25 cm erforderlich und ohne Entschädigung zu dulden. (Hinterbeton von Randsteinen 
und Rabatten). 

1.8  Nebenanlagen, Garagen, überdachte und nicht überdachte Stellplätze 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, §§ 12, 14 und § 23 Abs. 5 BauNVO) 

a) Garagen - eingeschossig - und überdachte Stellplätze (Carports) sind allgemein nur inner-
halb der überbaubaren Grundstücksflächen und auf den dafür vorgesehenen Flächen (Ga) 
zulässig. 

b) Nicht überdachte Stellplätze sind – im Anschluss an die öffentliche Verkehrsfläche – allge-
mein auch auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen zugelassen. Die Vorgaben 
nach 1.9 a) sowie das Zufahrtsverbot sind zu beachten. 

c) Nebenanlagen  
Nebenanlagen (wie z.B. Pools) sind allgemein auch auf den nicht überbaubaren Grund-
stücksflächen zugelassen. Nebenanlagen in Form von Nebengebäuden sind nur bis zu ei-
ner Größe von maximal 40 m³ auf der nicht überbaubaren Grundstücksfläche zulässig, ihre 
Anzahl ist auf maximal ein (1) Gebäude pro Baugrundstück beschränkt. Zu öffentlichen 
Verkehrsflächen müssen Abstände von mind. 0,5 m eingehalten werden. 

1.9  Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 

a) Die Befestigung von Stellplätzen und Garagenzufahrten darf nur wasserdurchlässig erfol-
gen (Rasensteine, Rasenpflaster, Drainpflaster oder ähnliches). Wasserundurchlässiges 
Pflastermaterial ohne wasserdurchlässige Abstandsfuge ist unzulässig. 

b) Ebenerdige Stellplatzanlagen sind so zu errichten, dass je drei Stellplätze mindestens ein 
Baum gemäß Artenempfehlung 1.10 c) gepflanzt wird. 

c) Zur Vermeidung anlagebedingter Bodenbeeinträchtigung ist bei allen Baumaßnahmen der 
Oberboden nach Zwischenlagerung der Wiederverwendung zuzuführen. 

d) Zur Schonung nachtaktiver Insekten sind für die Außenbeleuchtung insektenfreundliche 
und abstrahlungsarme Leuchtmittel nach dem neuesten Stand der Technik zu verwenden. 

e) Bei der Verwendung von Metall als Baustoff (Blei, Kupfer, Zink) ist verwitterungsfeste Be-
schichtung zwingend. 

1.10 Pflanzzwang (9 (1) Nr. 25 a BauGB) 

a) Pflanzzwang - Einzelbäume (PZ/E): An den im Plan durch Planzeichen festgesetzten Stel-
len sind standortgerechte, hochstämmige Laubbäume zu pflanzen und dauernd zu unter-
halten. Die örtliche Lage im Lageplan ist nicht bindend. (Artenempfehlung siehe 1.10 c). 

b) Flächiger Pflanzzwang (PZ): Die mit Pflanzzwang belegten Flächen sind mit heimischen, 
standortgerechten, hochwachsenden Obst- und/oder Laubbäumen und Laubsträuchern zu 
bepflanzen. Je angefangene 50 m² zu bepflanzende Fläche je Baugrundstück sind mindes-
tens ein Baum und zwei Sträucher zu pflanzen. (Artenempfehlung siehe 1.10 c). 

c) Artenempfehlung zum Pflanzzwang: Bäume: Apfel, Birne, Kirsche u. a. Steinobst - jeweils 
in Wild- und Veredelungsformen - , Feld-, Berg- und Spitzahorn, Elsbeere, Speierling, Hain-
buche, Linde, Esche, Walnuss. Sträucher: Haselnuss, Schwarzer Holunder, Hartriegel, 
Gemeiner Schneeball, Heckenkirsche, Wildrose, Liguster, Hainbuche, Schlehe. 

1.11 Pflanzbindung (§ 9 (1) Nr. 25 b BauGB) 

Die im Lageplan besonders bezeichneten Bäume sind auf Dauer zu erhalten, zu unterhalten 
und bei Abgang zu ersetzen. 
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1.12 Anschluss an öffentliche Verkehrsflächen (§ 9 (1) Nr. 11 BauGB) 

Der befestigte Anschluss an befahrbare öffentliche Verkehrsflächen darf bei einem Anschluss 
7,0 m, bei zwei Anschlüssen 9,0 m breit sein. 

 
 
 

Hinweise: 

a) Im Zuge von Bauarbeiten können im Plangebiet Funde im Sinne von § 20 Denkmalschutz-
gesetz (DSchG) zutage treten, bei denen es sich um meldepflichtige Kulturdenkmale nach 
§ 2 DSchG handelt.  

Auf die Einhaltung der Bestimmungen der § 20 und 27 DSchG wird verwiesen. Sollten bei 
der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Befunde entdeckt werden, 
sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde(n) oder Gemeinde umgehend zu benachrichti-
gen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) 
oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, bzw. auffällige Erdverfärbungen) sind 
bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu er-
halten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder das Regierungspräsidium Stuttgart 
(Referat 84.2) mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation 
archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rech-
nen. 

b) Grundwasserableitungen - auch über das öffentliche Abwassernetz - sind unzulässig. 
Grundwassererschließungen sind der Wasserbehörde unverzüglich anzuzeigen. Beabsich-
tigte Maßnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe des Eingriffs in den Untergrund mit Grund-
wasserfreilegungen gerechnet werden muss, sind rechtzeitig vor deren Ausführung anzu-
zeigen. Wird im Zuge von Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser erschlossen, so sind 
die Arbeiten, die zur Erschließung geführt haben, unverzüglich einzustellen und das Land-
ratsamt als untere Wasserbehörde zu benachrichtigen (§ 43 (1) und (6) WG). 

c) Das Plangebiet liegt innerhalb der Bergbauberechtigung „Konsolidiertes Gruben- und Sol-
efeld der Salinen Friedrichshall und Clemenshall am unteren Neckar“, die zur Aufsuchung 
und Gewinnung von Steinsalz berechtigt. Rechtsinhaber der Berechtigung ist die Südwest-
deutsche Salzwerke AG, Heilbronn. Eine Aufsuchung und Gewinnung von Steinsalz fand 
im Bereich des Bebauungsplanes bisher nicht statt. Sollte zukünftig die Aufsuchung und 
Gewinnung von Steinsalz in dem vorgenannten Feld im Bereich des Bebauungsplanes auf-
genommen werden, wären damit möglicherweise verbundene bergbauliche Einwirkungen 
auf das Grundeigentum zu dulden. Für daraus entstehende Bergschäden im Sinne von § 
114 des Bundesberggesetzes (BBergG) vom 13.08.1980 (BGBl. S. 1310), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1760) würde Schadenersatz nach 
§ 115 ff. BBergG geleistet. Es wird darauf hingewiesen, dass bergbauliche Planungen zur 
Aufsuchung und Gewinnung von Steinsalz im Bereich des Bebauungsplanes derzeit nicht 
bestehen. 

d) Auf die mit Wirkung vom 31.07.2020 geltende Änderung des Naturschutzgesetzes 
(NatSchG) wird hingewiesen. Der ergänzte § 21a Landesnaturschutzgesetz stellt klar, dass 
Schotterungen zur Gestaltung von privaten Gärten grundsätzlich keine andere zulässige 
Verwendung im Sinne des § 9 (1) S. 1 Landesbauordnung (LBO) ist. Nach § 9 (1) S. 1 LBO 
müssen „die nichtüberbauten Flächen der bebauten Grundstücke […] Grünflächen sein, 
soweit diese Flächen nicht für eine andere zulässige Verwendung benötigt werden.“ Somit 
dürfen seit 31.07.2020 keine Schottergärten mehr errichtet werden. 

e) Nachrichtlich wird darauf hingewiesen, dass entsprechend § 126 (1) und (2) BauGB die 
Eigentümer von an öffentliche Verkehrsflächen angrenzenden Grundstücken das Anbrin-
gen von Haltevorrichtungen und Leitungen für Beleuchtungskörper der Straßenbeleuchtung 
einschließlich der Beleuchtungskörper und des Zubehörs sowie Kennzeichen und Hinweis-
schildern für Erschließungsanlagen auf ihrem Grundstück zu dulden haben. 
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2. Örtliche Bauvorschriften 

für den Geltungsbereich des Bebauungsplans  
„Brunnenstr. 55, 1. Änderung“: 

2.1 Äußere Gestaltung (§ 74 (1) Nr. 1 LBO) 

a) Dachform und Dachneigung der Hauptgebäude: Entsprechend Planeintrag. 

b) Dachform und Dachneigung von Garagen, Nebengebäuden und überdachten Stellplätzen 
ausschließlich Flachdach oder geneigtes Dach, maximale Dachneigung 18°. 

c) Farbgebung der Außenfassaden und Dächer: Leuchtende oder reflektierende Farben bzw. 
Materialien sind unzulässig. Parabolantennen sind farblich ihrem Hintergrund anzuglei-
chen. Davon ausgenommen sind Flächen zur Gewinnung von erneuerbaren Energien.  

2.2 Einfriedungen (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

Entlang befestigter öffentlicher Verkehrsflächen sind Mauern bis max. 0,3 m Höhe über der 
öffentlichen Verkehrsfläche zulässig. Tote Einfriedungen von mehr als 0,3 m Höhe sind 0,5 m 
von befestigten öffentlichen Verkehrsflächen abzurücken und einzugrünen. 

2.3 Gestaltung der unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

Aufschüttungen über 0,5 m Höhe -auch im Anschluss an Gebäude- sind unzulässig.  

2.4 Antennenanlagen (§ 74 (1) Nr. 4 LBO) 

a) Je Gebäude ist nur eine Außenantenne zulässig. Sofern der Anschluss an eine Gemein-
schaftsantenne möglich ist, sind Außenantennen unzulässig. 

b) Je Gebäude ist nur eine Parabolantenne zulässig. 

2.5 Erhöhung der Zahl der Stellplätze (§ 74 (2) Nr. 2 LBO) 

Die Stellplatzverpflichtung für Wohnungen (§ 37 (1) LBO) wird auf 1,5 Stellplätze erhöht, bei 
der Entstehung von Bruchzahlen ist aufzurunden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  


